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Linksfraktion Sachsen 

MdL Falk Neubert 

  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Freundinnen und Freunde, 

  

vor einigen Wochen hat die Staatsregierung den Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der 
Sächsischen Verwaltung (SächsVwNG) vorgelegt. Darin wird eine Änderung der Anbindung des 
Landesjugendamtes festgeschrieben. Das Landesjugendamt soll zukünftig im Kommunalen 
Sozialverband integriert sein. Das ist ein Zusammenschluss der kommunalen Ebene in Sachsen zur 
Bewältigung kommunaler Selbstverwaltungsaufgaben, die nicht alleine in den Kreisen bzw. kreisfreien 
Städten zu erfüllen sind. Es ist de facto der verlängerte Arm der Landkreise bzw. kreisfreien Städte auf 
Landesebene. Das Problematische daran ist, dass der Kommunale Sozialverband nunmehr Aufgaben 
erhält, die keine originären kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben sind. In bestimmten Berechen der 
Landesjugendhilfe (Fachaufsicht, Förderung, Betriebserlaubnisse) ist die Kollision mit kommunalen 
Interessen vorprogrammiert. Es besteht die Gefahr, dass damit zukünftig die Interessen der Kinder- und 
Jugendhilfe hinter die kommunalen Haushaltsinteressen zurück treten. 

  

Darüber hinaus soll es eine Änderung der Zusammensetzung des Landesjugendhilfeausschusses geben. 
Derzeit sind zehn Vertreter vom Landtag benannt – 5 CDU, 3 PDS, 1 SPD und 1 NPD. Der Naziplatz 
steht nach der derzeitigen Verteilung im Landtag eigentlich der CDU zu – zu Beginn der Legislatur hatte 
aber noch die NPD Zugriff darauf. Nach dem Vorschlag der Staatsregierung sollen zukünftig nur noch 8 
Vertreter vom Landtag (5 CDU, 2 PDS, 1 SPD) benannt werden und die Vertreter der kommunalen 
Ebene von zwei auf vier verdoppelt werden. Die acht Verbände / anerkannte freie Träger bleiben in der 
Anzahl gleich. Es ist zumindest ziemlich pikant, wenn die Staatsregierung einen Vorschlag unterbreitet, 
der genau uns als Linksfraktion.PDS einen Platz weniger in diesem Gremium gewährt. 

  

Außerdem sollen die Wahlperiode des Landesjugendhilfeausschusses und die Legislaturperiode des 
Landtages voneinander abgekoppelt werden. Das heißt ganz praktisch, dass 2008 Vertreter für fünf 
Jahre gewählt werden und dann erst wieder zum Ende der nächsten Landtagsperiode. Es besteht damit 
die Gefahr, dass die jugendhilfliche Arbeit im Parlament völlig von der Arbeit des LJHA abgetrennt wird 
und notwendige und bisher wichtige Synergien verloren gehen.  

  



 

 

Anbei möchte ich Ihnen einen Artikel zu dieser Thematik aus der heutigen DNN anhängen sowie die die 
betreffenden Auszüge aus dem Gesetzentwurf zur Neuordnung der Sächsischen Verwaltung 
(SächsVwNG) 

  

Mit freundlichem Gruß 

Falk Neubert 

  

------------------------------------------------------------------------------------------------  

Artikel aus Dresdner Neueste Nachrichten (DNN) vom 16.01.2007 

  

Landesjugendhilfe 

Linke fürchten Nachteile durch Reform  

  

Dresden  (DNN). In der Linksfraktion im Landtag gibt es Kritik an den Reformplänen im Bereich der Jugendhilfe 
in Sachsen. „Ich sehe die fachliche Kontinuität der Arbeit gefährdet“, erklärte der Jugendpolitische Sprecher Falk 
Neubert den DNN. 

Der Abgeordnete zielt damit auf die im Zuge der Verwaltungsreform geplanten Änderungen. Die 
Landesregierung will Kinder- und Jugendhilfe damit stärker kommunalisieren. Der von Kommunen und 
Landkreisen getragene Kommunale Sozialverband (KSV) soll damit für den Vollzug der Jugendhilfe und 
damit die überörtliche Verteilung der bereitstehenden Gelder zuständig sein. Bislang lag die 
Verantwortung dafür beim Land. Das Landesjugendamt soll ebenfalls dem KSV zugeordnet werden. 
Auch das stößt bei Neubert auf Kritik. Doch vor allem moniert er die geplanten Änderungen beim 
Landesjugendhilfeausschuss, der zu allen grundsätzlichen Fragen der Jugendhilfe zu hören ist und sich 
in der Vergangenheit auch schon mal kritisch gegenüber Zugangskriterien für Kitas ausgesprochen hat. 

In diesem Gremium saßen bislang zehn Vertreter der Landtagsfraktionen, acht von Verbänden und zwei 
der Kommunalebene. Im Zuge der stärkeren Verantwortung für Kreise und Städte will die Staatsregierung 
deren Gewicht im Ausschuss stärken. Sie sollen zwei Sitze mehr erhalten, der Landtag zwei weniger. 
Während sich damit für die Koalitionsparteien CDU (fünf Sitze) und SPD (1) nichts ändern würde, verliert 
die PDS an Einfluss, die bislang drei Mitgleider entsenden konnte. Ganz nebenbei entfiele damit auch der 
Sitz der rechtsextremen NPD. Grüne und FDP haben schon jetzt nichts abbekommen. 

Zudem will die Staatsregierung die Amtszeit des Ausschusses von der Amtszeit des Landtages 
entkoppeln. Neubert sieht damit Probleme für Ausschussmitglieder, denen nach einer Landtagswahl das 
parlamentarische Hinterland abhanden kommt. „Man muss befürchten, dass darunter die fachliche Arbeit 
leidet“, meint Neubert. Die Staatsregierung plant jedoch, dass die Amtszeit des nächsten 
Landesjugendhilfeausschusses mit Inkrafttreten der Reformgesetze beginnt und Ende 2012 endet. Der 
neue Landtag wird aber spätestens 2009 gewählt. 

(Ingolf Pfeil) 
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